
/

Nachschlagewerks ja 
Amtliche Sammlung? ja

2094 086

BRAO §§ 116p 150p 160p 161, 223
a> Greift ein Rechtsanwalt, gegen den ein Vertretungsver­

bot verhängt worden ist, die auf der Grundlage des Ver- 
tretungsverboto erlassenen Vollziehungsraaßnahmen im 
Verfahren gemäß § 223 BRAO deswegen an, weil er den 
das Vertrotungsverbot aussprechenden Beschluß für nichtig 
hält, so ist gegen die Entscheidung des Ehrengerichtshofs 
die Beschwerde nicht zulässige

b, Gegen den Beschluß des Ehrengerichtshofs, durch welchen 
dieser im Verfahren gemäß § 223 BRAO entschieden hat, daß 
die LandesJustizverwaltung dem Rechtsanwalt, gegen den 
ein Vertrotungsverbot besteht, einen bestimmten Rechtsan­
walt ohne Rechts- und Ermessonsfehler zum Vertreter be­
stellt habe, ist die Beschwerde nicht zulässig»

c< Ist die Entscheidung, durch welche gegen einen Rechtsan­
walt ein Vertretungsverbot verhängt worden ist, nicht 
mehr selbständig anfechtbar, macht aber der Rechtsanwalt 
Nichtigkeit dieser Entscheidung geltend, so kann darüber 
nach § 116 Satz 2 BRAO'in sinngemäßer Anwendung des 
§ 458 Abs» 1, § 462 StPO von dem Ehrengericht entschie­
den werden, das im Verfahren über die Verhängung des 
Vertrotungsverbots als Gericht des ersten Rechtszugs 
tätig war»
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Anv/Z (B ) 5/64 und 6/64

B e s  c h l  u ß

In dem Verfahren

des Rechtsanwalts Dr<> Richard W in 0  W f l l B  Hoad}
England,

Antragstellers und Beschwerde­
führers ,

gegen

I o

2.
den General Staatsanwalt bei dem Oberlandesgericht in Hl
den Oberlandesgerichtspräsidenten in t

9

Antragsgegner und Beschwerde­
gegner,

hat der Bundesgerichtshof, Senat für Anwaltssachen, am 
20o Juli 1964 unter Mitwirkung des Senatspräsidenten 
Glanzraann, der Rechtsanwälte Heins und Dr* Wedesweiler, 
der Bundosrichter Börtzler und Kirchhof, des Rechtsanwalts 
Schulten sowie des Bundesrichters Br. Vogt nach mündlicher 
Verhandlung

beschlossen:

Die sofortigen Beschwerden des Antragstellers gegen 
die Beschlüsse des 1. Senats des Ehrengerichtshofs 
für Rechtsanwälte des Bandes Nordrhein-Westfalen 
in Hemm vom 15« April 1964 - 1 Zu 1/64 und 2/64 - 
werden verworfeno
Der Antragsteller hat die Kosten der Rechtsmittel 
einschließlich der den Antragsgegnern im zweiten 
Rechtszugr? entstandenen außergerichtlichen Auslagen 
zu trageno
Der Geschäftswort wird auf insgesamt 20 000 DM 
festgesetzte
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G r ü n  d e :

Das Ehrengericht für den Bezirk der Rechtsanwelts- 
kammer in Düsseldorf hat gegen den Antragsteller durch 
Beschluß vom 10* Mai 1963 ein Vertretungsverbot erlassen« 
Dagegen hat der Antragsteller sofortige Beschwerde einge­
legt« Der Ehrengeriehtshof hat darüber am 3» und 4« Dezem­
ber 1963 mündlich verhandelt« Am Ende des Termins wurde 
der Beschluß verkündet, daß die Entscheidung demnächst zu­
gestellt werde« Mit dem in Aussicht gestellten Beschluß 
hat sodann der Ehrengerichtshof die sofortige Beschwerde 
des Antragstellers als unbegründet verworfen« Dieser Be­
schluß ist dem mit Zustel lunge Vollmacht versehenen Vertei­
diger des Antragstellers am 17« Januar 1964 zugestellt wor­
den« Dagegen hat der Antragsteller weitere sofortige Be­
schwerde eingelegt. Diese hat der beschließende Senat mit 
Beschluß vom heutigen Tag - AnwSt (B) 4/64 - als unzuläs­
sig verworfen«

Nachdem der Beschluß des Ehrengeriohtshofs erlassen war, 
hat der Antragsgegner zu 1 (im folgenden: Generalstaatsan­
walt) den entscheidenden Teil des Beschlusses den Justiz- 
und Innenministern der Bundesländer, den Präsidenten des 
Bundesgerichtshofs und der Oberlandesgerichte und einigen 
anderen Stellen mit dem Zusatz mitgeteilt, daß der Beschluß 
dem Antragsteller am 17. Januar 1964 zugestellt worden sei. 
Insbesondere hat er auch den Antragsgegner zu 2 (im folgen­
den: Oberlandesgerichtspräsident) von der Verhängung des 
Vertretungsverbots unterrichtet. Der Oberlandesgerichtsprä­
sident hat hierauf den Rechtsanwalt Dr. in

dem Antragsteller gemäß § 161 BRAO als Vertreter
bestellt.
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Der Antragsteller ist der Meinung, der nicht münd­
lich verkündete, sondern am 17. Januar 1964 zugestellte 
Beschluß des Ehrengerichtshofs sei ungültig und unwirk­
sam; ein Vertrotungsverhot sei überhaupt nicht mit recht­
licher Wirkung ausgesprochen worden. Er hat, sich in 
erster Linie auf § 223 BRAO stützend, beim Ehrengerichts­
hof beantragt,
1. die Mitteilungen des Generalstaatsanwalts an den Präsi­

denten des Bundesgerichtshofs, an die Justizbehörden 
oder die sonst zuständigen Behörden des Landes Hamburg 
sowie an den Oberlandesgerichtspräsidenten (den Antrags­
gegner zu 2) aufzuheben oder den GeneralStaatsanwalt 
zur Aufhebung zu verpflichten;

2. die. Verpflichtung des Generalstaatsanwalts auszusprechen, 
die Mitteilungen dahin zu berichtigen, daß ein rechtswirk­
sames Vertretungsverbot nicht bestehe und daß es sich 
nicht um einen Beschluß vom 4. Dezember 1963, sondern um 
die Ausfertigung, eines auf Grund der mündlichen Verhand­
lung vom 3. und 4. Dezember 1963 erlassenen, am 17. Januar 
1964 zugestellten Beschlusses handle;

3. die Verfügung des Oberlandesgerichtspräsidenten, mit der
er den Rechtsanwalt Dr. zum Vertreter bestellt^
und dafür eine Gebühr von 5 DM in Ansatz gebracht hat, 
aufzuheben oder den Oberlandesgerichtspräsidenten zur 
Aufhebung zu verpflichten;

4. festzustellen, daß der Oberlandesgerichtspräsident auch 
nicht zur Bestellung eines anderen Vertreters berechtigt 
sei, oder

5. hilfsweise dem Oberlandesgerichtspräsidenten zu unter­
sagen, andere Verfügungen gemäß § 161 Abs. 1 BRAO vorZu­
nahmen e
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Mit den jetzt angefochtenen Beschlüssen hat der Ehren­
gerichtshof die Anträge zu den Nrn. 1, 2, 4 und 5 als un­
zulässig verworfen, den Antrag zu Nr. 3 als unbegründet 
zurückgewiesen.

Die sofortigenBeschwerden des Antragstellers sind 
in allen Punkten unzulässig.

1. Die Zulässigkeit der Beschwerde gegen eine Entschei­
dung des Ehrengerichtshofs, die in einem auf der Grundlage 
des § 223 BRAO in Gang gesetzten Verfahren erlassen worden 
ist, kommt, wenn überhaupt, höchstens dann in Betracht, wenn 
es sich um Angolegenheiten gleicher oder ähnlicher Schwere 
und Tragweite für den Anwalt handelt wie bei den in § 42 
Abs. 1 Nrn. 1 bis 5 BRAO genannten, insbesondere also dann, 
wenn die Entscheidung unmittelbar an die berufliche Exi­
stenzgrundlage des Anwalts rührt. Das hat der Senat in stän­
diger Rechtsprechung entschieden (BGHZ 34, 244, 250/251;
AnwZ (B) 4l/6l vom 22. Januar 1962; 16/62 vom 1. Oktober 
1962; 1/63 vom 29. April 1963). Daran muß festgehalten 
werden.

2. Diese Voraussetzung trifft, was die Anträge zu den 
Nrn. 1, 2, 4 und 5 betrifft, aus folgenden Gründen nicht zus

An die Grundlage der beruflichen Existenz des Antrag­
stellers rühren nicht selbständig die Maßnahmen, die in 
Vollziehung eines durch gerichtliche Entscheidung verhäng­
ten Vertretungsverbots der Generalstaatsanwalt getroffen 
hat, der in den ehrengerichtlichen Verfahren die Aufgaben 
der Staatsanwaltschaft wahrzunehmen hat (§ 120 BRAO). Viel- 
nehr wird der Rechtsanwalt von dem Vertretungsverbot selbst, 
also davon, daß dieses wirksam verhängt worden ist, in 
einer den Pullen des § 42 Abs. 1 BRAO vergleichbaren Schwere
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betroffene Der Generalstaateanwalt hat lediglich zum 
Vollzug des durch den Beschluß des Ehrengerichtshofs 
seines Bezirks bestätigten Vertretungsverbots beigetragen.

Durch diese Rechtsmeinung des Senats ist die vom An- 
tragsteiler angestrebte gerichtliche Nachprüfung der GUI“ 
tigkeit oder Nichtigkeit des Vertretungsverbots nicht end­
gültig abgeschnitten« Der Senat selbst hat die vom Antrag­
steller auch hier geltend gemachte Nichtigkeit, auf die 
der Senat in dem hier gegebenen Zusammenhang nicht einge- 
hen kann, in seinem Beschluß vom heutigen Tage (AnwSt (B) S) 
4/64), mit dem er die Zulässigkeit der weiteren Beschwerde 
des Antragstellers gegen den das Vertretungsverbot bestäti­
genden Beschluß des Ehrengerichtshofs verneint hat, als Vor­
frage prüfen müssen und verneint» Davon abgesehen liegt ein 
Pall vor, dessen gerichtliche Nachprüfbarkeit durch das Ge­
setz, nämlich durch § 458 Abs» 1, § 462 StPO besonders ge­
regelt ist» § 458 Abs» 1 StPO betrifft nicht nur die Voll­
streckung der f-eigentlichen Strafe, sondern auch von Neben- 
strafen und Nebenfolgen (Löv/e/Rosenberg, StPO 21» Aufl»
§ 450 Anm. 2); durch § 463 a Abs» 1 StPO ist die Anwendbar­
keit der Vorschrift auch auf die Vollstreckung von Maß­
regeln der Sicherung und Besserung ausgedehnt» Sie gilt ^  
also ganz allgemein, soweit es sich um die Vollstreckung 
einer nicht mehr selbständig anfechtbaren Entscheidung eines 
Strafgerichts handelt. In der Rechtsprechung und im Schrift­
tum ist auch anerkannt, daß "in ganz seltenen Aus nähme fällen” 
eine strafgerichtliche Entscheidung nichtig und unbeacht­
lich sein und daß dann dieser Mangel im Wege des § 458 
Abs. 1 StPO geltendgemacht werden kann (vgl. dazu Eb» Schmidt; 
StPO Teil I Rz» 218, 223; Löwe/Rosenberg, StPO 21. Aufl.
§ 458 Anm. 5 und Einleitung Kap« 13, S. 144 ff, 159)«» Nach 
§ 116 Satz 2 BRAO sind § 458 Abs. 1 und § 462 StPO im ehren­
gerichtlichen Verfahren sinngemäß anzuwenden. Daß der vom
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Ehrengerichtshof auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 
3® und 4® Dezember 1963 erlassene Beschluß, mit dem er 
die sofortige Beschwerde des Antragstellers gegen das 
vom Ehrengericht verhängte Vertretungsverbot verworfen 
hat, nicht mehr selbständig angefochten werden kann, hat 
der Senat heute in der Sache Anv/St (B) 4/64 entschieden*

3» Die Zulässigkeit der Beschwerden des Antragstel­
lers gegen die angefochtenen Beschlüsse des Ehrengerichts­
hofs wird auch nicht dadurch begründet, daß der Antragstel­
ler eine Verletzung der Konvention zum Schutze der Menschen­
rechte und Grundfreiheiten geltend macht und sich auf Arto 13 
der Konvention beruft* Der Sinn seines Vorbringens geht nicht 
dahin, daß unmittelbar die jetzt angefochtenen Beschlüsse 
vom 15* April 1964 gegen die Konvention verstießen, sondern 
daß § 150 Abs* 1 BRAO und der vom Ehrengerichtshof auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 3. und 4® Dezember 1963 er­
lassene Beschluß mit der Konvention nicht im Einklang stünden* 
Deswegen kann sich aus diesem Vorbringen die Zulässigkeit 
der Beschwerden gegen die Beschlüsse vom 15® April 1964 
nicht ergeben®

4® Auch soweit der Ehrengerichtshof den Antrag des 
Antragstellers zu Nr® 3 als unbegründet zurückgewiesen hat, 
ist die sofortige Beschwerde nicht zulässig® Es rührt nicht 
an die Grundlage der beruflichen Existenz des Antragstellers, 
daß ihm der Oberlandesgerichtsprüsident, der mit Recht von 
der Wirksamkeit der das VertretungBverbot bestätigenden Ent­
scheidung des Ehrengerichtshofs ausging (vgl® den Beschluß 
des Senats in der Sache AnwSt (B) 4/64), einen Vertreter be­
stellt hat. Insbesondere ist dadurch, daß der Oberlandesge­
richtspräsident gerade den Rechtsanwalt Dr® Farnborough be­
stellt hat, die Existenzgrundlage des Antragstellers nicht 
in so schwer wiegender Y/eise betroffen worden* Die Bedingun-
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gen, unter denen der Vertreter die Vertretung zu führen hat, 
sind in § 161 Abs« 4 und 5 BRAO festgelegt; sie gelten un­
terschiedslos für jeden Rechtsanwalt, den der Oberlandes­
gerichtspräsident als Vertreter auswählt * Deswegen kann da­
durch, welchen von mehreren an sich als zuverlässig gel­
tenden Rechtsanwälten der Oberlandesgerichtspräsident als 
Vertreter auswählt und bestellt, die Rechtstellung des Ver­
tretenen auch nicht annähernd in dem Maße berührt werden, 
wie es in den Fällen des § 42 Abs* 1 Nrn« 1 bis 5 BRAO zu­
trifft «

I
Glanzmann Heins Wedesweiler Börtzler

Kirchhof Schulten Vogt
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